Vertragsmuster Errichtung einer Familienstiftung

Beurkundet am …

I. Stiftungserrichtung

Hiermit errichte ich, A, im Interesse meiner Familie eine Familienstiftung des privaten Rechts. Die Stiftung soll den Namen

AB-Familienstiftung
tragen, ihren Sitz in A haben und die Rechtsfähigkeit erlangen.

II. Zweck der Stiftung

1.
Zweck der Familienstiftung ist die Erhaltung des Lebenswerkes des Stifters, des bisherigen alleinigen Gesellschafters der AZ GmbH, deren Gesellschaftsanteile teils in die AB-Familienstiftung und anderenteils in die gemeinnützige BY-Stiftung eingebracht werden. Die gemeinnützige BY-Stiftung und die AB-Familienstiftung sind als Gesellschafter der AZ GmbH zur permanenten vertrauensvollen Zusammenarbeit verpflichtet und haben die gesellschaftsrechtliche Treuepflicht gewissenhaft zu erfüllen. Um den Stiftungszweck nachhaltig zu fördern und den Erhalt des Stiftungsvermögens auch in der Weise zu sichern, dass die einzelnen Beteiligungsunternehmen wirtschaftlich erfolgreich sind, wird der AB-Familienstiftung ein Stimmrecht mit 90% eingeräumt, so dass diese in der Lage ist, die laufenden Geschäfte des täglichen Lebens maßgeblich zu beeinflussen.

2.
Zweck der Stiftung ist weiter die laufende Unterstützung des Stifters, seiner Ehefrau und ihrer gemeinsamen leiblichen Kinder und Enkelkinder (Destinatäre) insbesondere die Sicherung eines angemessenen Lebensunterhaltes sowie die Förderung der persönlichen Entwicklung und Neigungen, von Berufsausbildung und Berufsweiterbildung dieses Personenkreises. Kinder von Kindern sind nur in der Folge des Generationenwechsels bezugs- und anfallsberechtigt, d. h. erst nach dem Ableben des mit den Stiftern in gerader Linie verwandten Elternteils. Zweck der Stiftung ist auch die Förderung der universitären und sonstigen beruflichen Ausbildung aller Abkömmlinge des Stifters generationsübergreifend. Zusätzlich sollen mildtätige, kirchliche, religiöse, wissenschaftliche oder gemeinnützige Körperschaften, Anstalten oder Stiftungen unterstützt werden.

3.
Die Art und Höhe der Unterstützung beschließt das Stiftungskuratorium nach pflichtgemäßem Ermessen. Über die vorgenannten Fälle hinaus kann das Stiftungskuratorium nach pflichtgemäßem Ermessen weitere Zuwendungen an Destinatäre beschließen, sofern die Vermögens- und Ertragslage der Stiftung derartige Zuwendungen zulässt.

III. Einbringung

1.
Das Stiftungsvermögen besteht im Zeitpunkt der Errichtung aus einer Beteiligung in Höhe von 10% an der AZ GmbH mit dem Sitz in K. Die einzelnen Beteiligungsfirmen sind in der Anlage II mit der Beteiligungsquote aufgeführt.

2.
Der Stifter ist verpflichtet, mit Anerkennung der Stiftungssatzung durch die Regierung von …, die vorbezeichneten Geschäftsanteile an der AZ GmbH auf die AB-Familienstiftung mit dinglicher Wirkung zu übertragen mit dem Gewinnbezugsrecht ab 1. 1. 01.

IV. Organe der Stiftung

Die Stiftung soll von einem Stiftungsvorstand gesetzlich vertreten und von einem Stiftungskuratorium beraten, unterstützt und überwacht werden.

Als erster Vorsitzender des Stiftungsvorstandes wird der Stifter auf Lebenszeit bestellt. Stellvertretende Vorsitzende des Stiftungsvorstandes ist Frau Steuerberaterin S.

Nach dem Ausscheiden des Stifters aus dem Stiftungsvorstand ist Frau S Nachfolgerin als Vorsitzende des Stiftungsvorstandes, deren Amtszeit auf das 70. Lebensjahr begrenzt wird. Die nochmalige Berufung, jeweils für einen Zeitraum von 5 Jahren, ist zulässig.

Die Jahresvergütung des Stifters beträgt …; die stellvertretende Vorsitzende des Stiftungsvorstandes erhält jährlich die Hälfte. Zudem werden angemessene Aufwendungen ersetzt.

Zu Mitgliedern des Kuratoriums werden berufen:

a)
…

b)
…

c)
ein weiteres Mitglied des Kuratoriums wird derzeit nicht berufen, kann aber jederzeit durch den Stifter berufen werden.

Die Vergütung der Kuratoriumsmitglieder wird durch den Stiftungsvorstand jeweils festgelegt.V. Satzung

Für die Stiftung gilt die als Anlage I beigefügte Satzung, die wesentlicher Bestandteil dieses Stiftungsgeschäftes ist.

VI. Kosten

Die Kosten der Stiftungserrichtung und der Erfüllung der Einbringungsverpflichtung trägt der Stifter.

Von dieser Urkunde erhalten:

AUSFERTIGUNGEN:

die Regierung von Unterfranken (3 x)

BEGLAUBIGTE ABSCHRIFTEN:

die Beteiligten

die Gesellschaft eine

EINFACHE ABSCHRIFTEN:

das Finanzamt – Körperschaftsteuerstelle -

das Finanzamt – Grunderwerbsteuerstellen -

Samt Anlagen I und II vorgelesen vom Notar …

Anlage: Satzung

der AB-Familienstiftung in A

§ 1 Name, Rechtsstellung, Sitz

Die Stiftung führt den Namen: AB-Familienstiftung.

Die Stiftung ist eine rechtsfähige Stiftung des bürgerlichen Rechts.

Sitz der Stiftung ist A.

§ 2 Stiftungszweck

1.
Zweck der Familienstiftung ist die Erhaltung des Lebenswerkes des Stifters, des bisherigen alleinigen Gesellschafters der AZ GmbH, deren Gesellschaftsanteile teils in die AB-Familienstiftung und anderenteils in die gemeinnützige BY-Stiftung eingebracht werden. Die gemeinnützige BY-Stiftung und die AB-Familienstiftung sind als Gesellschafter der AZ GmbH zur permanenten vertrauensvollen Zusammenarbeit verpflichtet und haben die gesellschaftsrechtliche Treuepflicht gewissenhaft zu erfüllen. Um den Stiftungszweck nachhaltig zu fördern und den Erhalt des Stiftungsvermögens auch in der Weise zu fördern, dass die einzelnen Beteiligungsunternehmen wirtschaftlich erfolgreich sind, wird der AB-Familienstiftung ein Stimmrecht mit 90% eingeräumt, so dass diese in der Lage ist, die laufenden Geschäfte des täglichen Lebens maßgeblich zu beeinflussen.

2.
Zweck der Stiftung ist weiter die laufende Unterstützung des Stifters, seiner Ehefrau und ihrer gemeinsamen leiblichen Kinder und Enkelkinder (Destinatäre) insbesondere die Sicherung eines angemessenen Lebensunterhaltes sowie die Förderung der persönlichen Entwicklung und Neigungen, von Berufsausbildung und Berufsweiterbildung dieses Personenkreises. Kinder von Kindern sind nur in der Folge des Generationenwechsels bezugs- und anfallsberechtigt, d. h. erst nach dem Ableben des mit den Stiftern in gerader Linie verwandten Elternteils. Zweck der Stiftung ist auch die Förderung der universitären und sonstigen beruflichen Ausbildung aller Abkömmlinge des Stifters generationsübergreifend. Zusätzlich sollen mildtätige, kirchliche, religiöse, wissenschaftliche oder gemeinnützige Körperschaften, Anstalten oder Stiftungen unterstützt werden.

3.
Die Art und Höhe der Unterstützung beschließt das Stiftungskuratorium nach pflichtgemäßem Ermessen. Über die vorgenannten Fälle hinaus kann das Stiftungskuratorium nach pflichtgemäßem Ermessen weitere Zuwendungen an Destinatäre beschließen, sofern die Vermögens- und Ertragslage der Stiftung derartige Zuwendungen zulässt.

§ 3 Stiftungsvermögen

1.
Das Stiftungsvermögen besteht aus Anteilen an Gesellschaften der AZ GmbH mit dem Sitz in K.

2.
Das Stiftungsvermögen ist in seinem Bestand dauernd und ungeschmälert zu erhalten. Umschichtungen, insbesondere auch die Veräußerung von Beteiligungen sind zulässig, wenn der Erlös wiederum dem Stiftungsvermögen zugeführt wird. Richtschnur für die Verwaltung des Stiftungsvermögens ist das Lebenswerk des Stifters zu erhalten, wobei betriebswirtschaftliche Grundsätze zu beachten sind.

3.
Zustiftungen (Zuwendungen zum Stiftungsvermögen) sind zulässig. Zuwendungen ohne Zweckbestimmung aufgrund einer Verfügung von Todes wegen können dem Stiftungsvermögen zugeführt werden.

§ 4 Stiftungsmittel

1.
Die Stiftung erfüllt ihre Aufgaben

a)
aus den Erträgen des Stiftungsvermögens,

b)
aus Zuwendungen, soweit sie vom Zuwendenden nicht zur Aufstockung des Stiftungsvermögens bestimmt sind.

2.
Sämtliche Mittel dürfen nur für die satzungsgemäßen Zwecke verwendet werden.

3.
Es dürfen die steuerrechtlich zulässigen Rücklagen gebildet werden.

§ 5 Stiftungsorgane

Organe der Stiftung sind

a)
der Stiftungsvorstand und

b)
das Stiftungskuratorium.

§ 6 Stiftungsvorstand

1.
Der Stiftungsvorstand besteht aus dem Vorsitzenden und einem Stellvertreter.

2.
Sofern das Stiftungskuratorium nicht innerhalb von drei Monaten nach dem Ausscheiden eines Mitgliedes des Stiftungsvorstands einen Nachfolger bestellt, benennt diesen der jeweilige Oberbürgermeister der Stadt A.

3.
Der Stifter wird auf Lebenszeit als Vorsitzender des Stiftungsvorstandes bestellt, bei der stellvertretenden Vorsitzenden Frau S wird die Amtszeit auf das 70. Lebensjahr begrenzt. Jedes weitere Vorstandsmitglied wird auf die Dauer von 5 Jahren bestellt.


Jedes Vorstandsmitglied bleibt so lange im Amt, bis ein Nachfolger gewählt bzw. bestellt wurde. Wiederbestellung ist zulässig.

4.
Mitglieder des Vorstands oder des Kuratoriums dürfen nicht zugleich Mitglieder des Vorstandes der gemeinnützigen BY-Stiftung sein. Mitglieder des Vorstands oder des Stiftungskuratoriums der gemeinnützigen BY-Stiftung dürfen auch nicht nachträglich zum Mitglied des Vorstands/Kuratoriums der AB-Familienstiftung bestellt werden; anderenfalls scheiden sie aus ihrem Amt bei der AB-Familienstiftung aus.

5.
Nach dem Ausscheiden des Stifters aus dem Stiftungsvorstand ist die Stellvertreterin, Frau S, dessen Nachfolger als Vorsitzende des Stiftungsvorstandes.

§ 7 Vertretung der Stiftung, Aufgaben des Stiftungsvorstands

1.
Der Stiftungsvorstand vertritt die Stiftung gerichtlich und außergerichtlich. Er hat die Stellung eines gesetzlichen Vertreters. Seine Mitglieder sind einzelvertretungsberechtigt. Im Innenverhältnis vertritt nur der Vorsitzende des Stiftungsvorstands, es sei denn, dass der Vorsitzende verhindert ist.

2.
Der Stiftungsvorstand ist befugt, anstelle des Stiftungskuratoriums dringliche Anordnungen zu treffen und unaufschiebbare Geschäfte zu besorgen. Hiervon hat er dem Stiftungskuratoriums spätestens in der nächsten Sitzung Kenntnis zu geben.

3.
Der Stiftungsvorstand führt entsprechend den Richtlinien und Beschlüssen des Stiftungsrats die Geschäfte der laufenden Verwaltung. Er ist zur gewissenhaften und sparsamen Verwaltung des Stiftungsvermögens und der sonstigen Mittel verpflichtet.

4.
Aufgaben des Stiftungsvorstands sind insbesondere

a)
die Aufstellung des Haushaltsvoranschlages,

b)
die Vorlage von Vorschlägen zur Verwendung der Erträge des Stiftungsvermögens und etwaiger zum Verbrauch bestimmter Zuwendungen,

c)
die Fertigung des Berichts über die Erfüllung des Stiftungszweckes sowie der Aufstellung über Einnahmen und Ausgaben der Stiftung und über ihr Vermögen.

Für den Geschäftsgang des Stiftungsvorstands gelten die Bestimmungen des § 11 entsprechend.

§ 8 Geschäftsführung und Geschäftsjahr


1.
Der Stiftungsvorstand hat die Einnahmen und Ausgaben der Stiftung aufzuzeichnen und die Belege zu sammeln. Zum Ende eines jeden Geschäftsjahres sind ein Bericht über die Erfüllung des Stiftungszwecks sowie Aufstellungen über die Einnahmen und Ausgaben der Stiftung und über ihr Vermögen zu fertigen.


2.
Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.

§ 9 Stiftungskuratorium

1.
Das Stiftungskuratorium besteht aus maximal drei Mitgliedern, die nach ihrer Ausbildung und ihrer gesellschaftlichen Stellung über die für ein derartiges Amt erforderliche fachliche und persönliche Qualifikation verfügen müssen. Sie werden auf die Dauer von 5 Jahren bestellt. Wiederbestellung ist zulässig.

2.
Mitglieder des Stiftungskuratoriums dürfen nicht zugleich dem Stiftungsvorstand angehören.

3.
Die Mitglieder des Stiftungskuratoriums wählen ihre Nachfolger im Wege der Kooptation einstimmig selbst; die Wahl hat ggf. durch die vorsorgliche Wahl von Ersatzmitgliedern – jeweils so rechtzeitig zu erfolgen, dass das ausscheidende Mitglied an der Wahl seines Nachfolgers mitwirken kann.

4.
Das Stiftungskuratorium wählt aus seiner Mitte eine Vorsitzende/Vorsitzenden und eine Stellvertreterin/Stellvertreter.

§ 10 Aufgaben des Stiftungskuratoriums

1.
Das Stiftungskuratorium berät, unterstützt und überwacht den Stiftungsvorstand bei seiner Tätigkeit und entscheidet nach dem Ausscheiden des Stifters aus dem Stiftungsvorstand in allen grundsätzlichen Angelegenheiten,


insbesondere über

a)
den Haushaltsvoranschlag, vgl. § 7 Abs. 4 a),

b)
die Verwendung der Erträge des Stiftungsvermögens und etwaiger zum Verbrauch bestimmter Zuwendungen, vgl. § 7 Abs. 4 b),

c)
die Jahres- und Vermögensrechnung, vgl. § 7 Abs. 4 c) und

d)
die Bestellung eines Wirtschaftsprüfers oder einer Wirtschaftsprüfungsgesellschaft.

2.
Der Vorsitzende des Stiftungskuratoriums vertritt die Stiftung bei Rechtsgeschäften mit dem Stiftungsvorstand oder einzelnen Mitgliedern des Stiftungsvorstands.

§ 11 Geschäftsgang des Stiftungskuratoriums

1.
Das Stiftungskuratorium wird vom Vorsitzenden nach Bedarf, mindestens jedoch einmal jährlich, unter Angabe der Tagesordnung und Einhaltung einer Frist von vierzehn Tagen zu einer Sitzung einberufen. Sitzungen sind ferner einzuberufen, wenn ein Mitglied des Stiftungskuratoriums oder der Stiftungsvorstand dies verlangt. Der Stiftungsvorstand kann an der Sitzung des Stiftungskuratoriums teilnehmen; auf Verlangen des Stiftungskuratoriums ist er dazu verpflichtet.

2.
Das Stiftungskuratorium ist beschlussfähig, wenn ordnungsgemäß geladen wurde und mindestens zwei Mitglieder, unter ihnen der Vorsitzende, anwesend sind.


Ladungsfehler gelten als geheilt, wenn alle betroffenen Mitglieder anwesend sind und von ihnen kein Widerspruch erfolgt.

3.
Das Stiftungskuratorium trifft seine Entscheidungen, soweit kein Fall des § 12 vorliegt, mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Ein abwesendes Mitglied kann sich aufgrund einer schriftlichen Erklärung, die zur Niederschrift zu nehmen ist, durch ein anwesendes Mitglied bei der Abstimmung vertreten lassen; Absatz 2 Satz 1 bleibt unberührt. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden oder seines Stellvertreters den Ausschlag.

4.
Wenn kein Mitglied widerspricht, können Beschlüsse im schriftlichen Umlauf​verfahren gefasst werden; die Schriftform gilt auch durch Fernschreiben, Telefax, E-Mail oder durch sonstige dokumentierbare Übermittlung der Stimmabgabe in elektronischer Forma als gewahrt. Dies gilt nicht für Entscheidungen nach § 13 dieser Satzung.

5.
Über die Ergebnisse der Sitzungen und der sonstigen Beschlussfassungen sind Niederschriften zu fertigen und von dem Vorsitzenden und dem Schriftführer zu unterzeichnen. Sie sind allen Mitgliedern der Stiftungsorgane zur Kenntnis zu bringen.

§ 12 Satzungsänderungen, Umwandlung und Aufhebung der Stiftung

1.
Änderungen des Stiftungszwecks sind nur zulässig, wenn seine Erfüllung unmöglich wird oder wegen wesentlicher Änderung der Verhältnisse eine Änderung des Stiftungszwecks angezeigt erscheint. Umwandlung und Aufhebung der Stiftung richten sich nach den gesetzlichen Vorschriften.

2.
Beschlüsse nach Absatz 1) bedürfen der Zustimmung aller Mitglieder des Stiftungskuratoriums und des Stiftungsvorstands. Die Beschlüsse werden erst nach Genehmigung durch die Stiftungsaufsicht (§ 14) wirksam.

§ 13 Vermögensanfall

Bei Aufhebung oder Auflösung der Stiftung fällt das Restvermögen den Abkömmlingen des Stifters nach Stammanteilen zu.

§ 14 Stiftungsaufsicht

1.
Die Stiftung untersteht der Aufsicht der Regierung von ….

2.
Der Stiftungsaufsichtsbehörde sind Änderungen der Anschrift, der Vertretungsberechtigung und der Zusammensetzung der Organe unverzüglich mitzuteilen.

§ 15 In-Kraft-Treten

Die Satzung tritt mit Anerkennung der Stiftung durch die Regierung von … in Kraft.

Errichtung einer gemeinnützigen Stiftung

Beurkundet am …

I. Stiftungserrichtung

Hiermit errichte ich, A, eine Stiftung gem. §§ 80 ff. BGB, die gemeinnützigen Zwecken i. S. des §§ 51 ff. AO dienen soll.

Die Stiftung soll den Namen BY-Stiftung tragen, ihren Sitz in A haben und die Rechtsfähigkeit erlangen.

Die Geschäftsräume der Stiftung befinden sich in A.

II. Zweck der Stiftung

1.
Zweck der Stiftung ist die Förderung

a)
des Umwelt- und Landschaftsschutzes,

b)
der Wissenschaft und Forschung sowie

c)
mildtätiger, religiöser und gemeinnütziger Zwecke i. S. d. §§ 52 und 53 AO.

2.
Die Einzelheiten über die Verwirklichung des Stiftungszwecks werden in der Stiftungssatzung geregelt.

III. Einbringung
Herr A ist alleiniger Gesellschafter der AZ GmbH mit dem Sitz in K, die im Wege der Umwandlung aus der AZ GmbH + Co. KG mit dem Sitz in K, eingetragen im Handelsregister des Amtsgerichtes K unter HR A …, hervorgegangen ist. Das Vermögen der AZ GmbH + Co. KG betrug in der Schlussbilanz zum 31. 12. 00 insgesamt … €.

Die zur AZ zählenden Beteiligungen sind in der Anlage II aufgeführt. Der Kapitalanteil der AZ GmbH betrug zum 31. 12. 00 … €.

Der Stifter verpflichtet sich, 90% seiner Beteiligung an der AZ GmbH nach Erlangung der Rechtsfähigkeit der Stiftung in die Stiftung einzubringen mit dem Gewinnbezugsrecht für diese Anteile ab dem 1. 1. 01.

IV. Vertretung

Die Stiftung soll von einem Stiftungsvorstand gesetzlich vertreten und zusammen mit einem Stiftungsrat verwaltet werden. Die Einzelheiten werden durch die Stiftungssatzung geregelt.

Als erster Vorsitzender des Stiftungsvorstandes wird Frau A und als stellvertretender Vorsitzender des Stiftungsvorstands Herr S bestellt.

Nach dem Ausscheiden von Frau A aus dem Stiftungsvorstand ist der Stellvertreter deren Nachfolger als Vorsitzender des Stiftungsvorstandes. Die Amtszeiten aller Mitglieder des Vorstandes werden auf das 70. Lebensjahr begrenzt. Die nochmalige Be​rufung, jeweils für einen Zeitraum von 5 Jahren, ist zulässig.

Die Jahresvergütung des Vorsitzenden des Stiftungsvorstandes beträgt …; der stellvertretende Vorsitzende des Stiftungsvorstandes erhält jährlich die Hälfte. Zudem werden angemessene Aufwendungen ersetzt. Die Vergütung der Stiftungsräte wird vom Stiftungsvorstand festgesetzt.

V. Versorgung Familienangehöriger

1.
Ein Drittel des Einkommens der Stiftung soll gem. § 58 Nr. 5 AO dazu verwendet werden, um in angemessener Weise den Stifter und seine nächsten Angehörigen zu unterhalten, ihre Gräber zu pflegen und ihr Andenken zu ehren.

2.
Nach dem Auslauf der Versorgungsansprüche gemäß § 58 Nr. 5 AO sind die Urenkel des Stifters und alle weiteren Enkelgenerationen mit einem Quotennießbrauch am Stiftungsvermögen in der Weise zu versorgen, dass auf die beiden Geschwisterstämme je 1/12 des Einkommens der Stiftung entfällt. Sofern ein Geschwisterstamm ohne Hinterlassung von Abkömmlingen ausstirbt, wächst der Quotennießbrauch in Höhe von 1/12 dem anderen Geschwisterstamm an. Für die Verteilung innerhalb 
eines Geschwisterstammes gelten die Erbfolgebestimmungen der §§ 1924 ff. BGB entsprechend. Die Verteilung unter den Abkömmlingen obliegt dem Stiftungsvorstand.

VI. Grabpflege

Die Stiftung wird mit der Auflage beschwert, das Grab des Stifters nach dessen Ab​leben würdig zu pflegen.

VII. Satzung

1.
Für die Stiftung gilt die anliegende Satzung, die wesentlicher Bestandteil dieses Stiftungsgeschäfts ist.

2.
Die Sicherung des Stiftungsvermögens wird in der Weise optimiert, dass der Stifter eine Beteilung von 10% an der AZ GmbH in eine Familienstiftung einbringt, die von ihm selbst als Vorstandsvorsitzender geführt wird. Die gemeinnützige BY-Stiftung und die AB-Familienstiftung sind als Gesellschafter der AZ GmbH zur 
permanenten vertrauensvollen Zusammenarbeit verpflichtet und haben die ge​sellschaftsrechtliche Treuepflicht gewissenhaft zu erfüllen. Um den Stiftungszweck nachhaltig zu fördern und den Erhalt des Stiftungsvermögens auch in der Weise zu sichern, dass die einzelnen Beteiligungsunternehmen wirtschaftlich erfolgreich sind, ist die gemeinnützige BY-Stiftung auf Verlangen der AB-Familienstiftung verpflichtet, erforderliche oder zweckmäßige Darlehen in angemessener Weise zu gewähren und erforderlichenfalls Bürgschaften zu erteilen, soweit dies die Verwirklichung der Gemeinnützigkeit zulässt.

VIII. Schlussbestimmungen

Die Kosten der Stiftungserrichtung und der Erfüllung der Einbringungsverpflichtung trägt der Stifter.

Von dieser Urkunde erhalten:

AUSFERTIGUNGEN:

die Regierung von …

BEGLAUBIGTE ABSCHRIFTEN:

die Beteiligten

die Gesellschaft eine

EINFACHE ABSCHRIFTEN:

das Finanzamt – Körperschaftsteuerstelle –

das Finanzamt – Grunderwerbsteuerstellen –

das Finanzamt – Gemeinnützigkeitsstelle –

Samt Anlagen I und II vorgelesen vom Notar …

Anlage I: Satzung der BY-Stiftung
§ 1 Name, Rechtsstellung, Sitz

Die Stiftung führt den Namen BY-Stiftung.
Sie ist eine rechtsfähige öffentliche Stiftung des bürgerlichen Rechts mit Sitz in A.

§ 2 Stiftungszweck

1.
Zweck der Stiftung ist die Förderung

a)
des Umwelt- und Landschaftsschutzes,

b)
der Wissenschaft und Forschung sowie

c)
mildtätiger, religiöser und gemeinnütziger Zwecke i. S. d. §§ 52 und 53 AO.

2.
Der Satzungszweck wird verwirklicht insbesondere durch folgende Maßnahmen:

a)
Gewährung von periodischen oder einmaligen Geld- oder Sachleistungen an Einrichtungen, welche die in Abs. 1 genannten Stiftungszwecke verfolgen und umsetzen;

b)
Vergabe von Sach- und Geldpreisen bis zu einem einmaligen Betrag bzw. Wert in Höhe von höchstens … € an Personen im Tätigkeitsbereich des in Absatz 1 genannten Stiftungszwecks, soweit die Tätigkeit bereits seit mehreren Jahren ausgeübt wird und nur gegen geringe Entlohnung erfolgt;

c)
Auslobung eines AB-Umweltschutzpreises mit einem jeweiligen Höchstbetrag von … an Personen, die den Stiftungszweck in besonderer Weise gefördert haben.

3.
Die Stiftung verfolgt damit ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinn des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung.

4.
Die Stiftung kann auch anderen, ebenfalls steuerbegünstigten Körperschaften, Anstalten und Stiftungen oder einer geeigneten öffentlichen Behörde finanzielle oder sachliche Mittel zur Verfügung stellen, wenn diese Stellen mit den Mitteln Maßnahmen nach Absatz 2 a und b fördern.

§ 3 Einschränkungen

1.
Die Stiftung ist selbstlos tätig. Sie verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. Sie darf keine juristische oder natürliche Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Stiftung fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Unterstützungen, Zuwendungen oder Vergütungen begünstigen.

2.
Ein Rechtsanspruch auf Leistungen der Stiftung steht den durch die Stiftung Begünstigten aufgrund dieser Satzung nicht zu.

§ 4 Stiftungsvermögen

1.
Das Stiftungsvermögen besteht aus Anteilen an Gesellschaften der AZ GmbH mit dem Sitz in K.

2.
Das Stiftungsvermögen ist in seinem Bestand dauernd und ungeschmälert zu erhalten. Umschichtungen, insbesondere auch die Veräußerung von Beteiligungen sind zulässig, wenn der Erlös wiederum dem Stiftungsvermögen zugeführt wird. Richtschnur für die Verwaltung des Stiftungsvermögens ist das Lebenswerk des Stifters zu erhalten, wobei betriebswirtschaftliche Grundsätze zu beachten sind.

3.
Zustiftungen (Zuwendungen zum Stiftungsvermögen) sind zulässig. Zuwendungen ohne Zweckbestimmung aufgrund einer Verfügung von Todes wegen können dem Stiftungsvermögen zugeführt werden.

§ 5 Stiftungsmittel

1.
Die Stiftung erfüllt ihre Aufgaben

a)
aus den Erträgen des Stiftungsvermögens,

b)
aus Zuwendungen, soweit sie vom Zuwendenden nicht zur Aufstockung des Stiftungsvermögens bestimmt sind; § 4 Abs. 3 Satz 2 bleibt unberührt.

2.
Sämtliche Mittel dürfen nur für die satzungsgemäßen Zwecke verwendet werden.

3.
Es dürfen die steuerrechtlich zulässigen Rücklagen gebildet werden.

§ 6 Stiftungsorgane


1.
Organe der Stiftung sind

a)
der Stiftungsvorstand,

b)
der Stiftungsrat.


2.
Die Tätigkeit in den Stiftungsorganen ist ehrenamtlich. Anfallende Auslagen werden ersetzt. Für den Sach- und Zeitaufwand der Mitglieder des Stiftungsvorstands kann der Stiftungsrat eine in ihrer Höhe angemessene Pauschale beschließen.

§ 7 Stiftungsvorstand

1.
Der Stiftungsvorstand besteht aus dem Vorsitzenden und einem Stellvertreter.

2.
Sofern der Stiftungsrat nicht innerhalb von drei Monaten nach dem Ausscheiden eines Mitgliedes des Stiftungsvorstands einen Nachfolger bestellt, benennt diesen der jeweilige Oberbürgermeister der Stadt A.

3.
Mit Ausnahme der Vorsitzenden des Stiftungsvorstandes wird jedes Vorstandsmitglied auf die Dauer von fünf Jahren gewählt bzw. bestellt; bei vorzeitigem Ausscheiden eines Vorstandsmitglieds wird das neue Mitglied nur für den Rest der Amtszeit bestellt. Jedes Vorstandsmitglied bleibt so lange im Amt, bis ein Nachfolger gewählt bzw. bestellt wurde. Wiederbestellung ist zulässig.

4.
Mitglieder des Vorstands oder des Stiftungsrates dürfen nicht zugleich Mitglieder des Vorstandes der AB-Familienstiftung sein.


Mitgleider des Vorstands oder des Stiftungsrates der BY-Stiftung dürfen auch nicht nachträglich zum Mitglied des Vorstands/Stiftungsrates der AB-Familienstiftung bestellt werden, anderenfalls scheiden sie aus ihrem Amt bei der BY-Stiftung aus.

5.
Nach dem Ausscheiden von Frau A aus dem Stiftungsvorstand ist der Stellvertreter deren Nachfolger als Vorsitzender des Stiftungsvorstandes.

§ 8 Vertretung der Stiftung, Aufgaben des Stiftungsvorstands

1.
Der Stiftungsvorstand vertritt die Stiftung gerichtlich und außergerichtlich. Er hat die Stellung eines gesetzlichen Vertreters. Seine Mitglieder sind einzelvertretungsberechtigt. Im Innenverhältnis vertritt nur der Vorsitzende des Stiftungsvorstands, es sei denn, dass dieser verhindert ist.

2.
Der Stiftungsvorstand ist befugt, anstelle des Stiftungsrats dringliche Anordnungen zu treffen und unaufschiebbare Geschäfte zu besorgen. Hiervon hat er dem Stiftungsrat spätestens in der nächsten Sitzung Kenntnis zu geben.

3.
Der Stiftungsvorstand führt entsprechend den Richtlinien und Beschlüssen des Stiftungsrats die Geschäfte der laufenden Verwaltung. Er ist zur gewissenhaften und sparsamen Verwaltung des Stiftungsvermögens und der sonstigen Mittel verpflichtet.

4.
Aufgaben des Stiftungsvorstands sind insbesondere

a)
die Aufstellung des Haushaltsvoranschlages,

b)
die Vorlage von Vorschlägen zur Verwendung der Erträge des Stiftungsvermögens und etwaiger zum Verbrauch bestimmter Zuwendungen,

c)
die Fertigung des Berichts über die Erfüllung des Stiftungszweckes sowie der Aufstellung über Einnahmen und Ausgaben der Stiftung und über ihr Vermögen.

Für den Geschäftsgang des Stiftungsvorstands gelten die Bestimmungen des § 12 entsprechend mit Ausnahme von § 12 Abs. 3 Satz 4.

§ 9 Geschäftsführung und Geschäftsjahr

1.
Der Stiftungsvorstand hat die Einnahmen und Ausgaben der Stiftung aufzuzeichnen und die Belege zu sammeln. Zum Ende eines jeden Geschäftsjahres sind ein Bericht über die Erfüllung des Stiftungszwecks sowie Aufstellungen über die Einnahmen und Ausgaben der Stiftung und über ihr Vermögen zu fertigen.

2.
Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.

§ 10 Stiftungsrat

1.
Der Stiftungsrat besteht aus drei Mitgliedern, darunter der Bürgermeister der Stadt A sowie zwei Abkömmlinge des Stifters.


Die Mitglieder werden auf die Dauer von fünf Jahren bestellt; bei vorzeitigem Ausscheiden eines Stiftungsratsmitglieds wird das neue Mitglied nur für den Rest der Amtszeit bestellt. Wiederbestellung ist zulässig. Ein ausscheidendes Mitglied bleibt bis zur Bestellung des jeweiligen nachfolgenden Mitglieds – auf Ersuchen des Stiftungsrats – im Amt.

2.
Zu ersten Mitgliedern des Stiftungsrates werden bestellt:

a)
Herr Bürgermeister der Stadt A als Vorsitzender,

sowie die Töchter des Stifters,

b)
Frau W

c)
Frau B

3.
Mitglieder des Stiftungsrats dürfen weder dem Stiftungsvorstand angehören noch Funktionen bei der AB-Familienstiftung bekleiden.

4.
Der Nachfolger eines ausscheidenden Mitglieds des Stiftungsrates wird vom Stiftungsrat unter Beachtung der Regelung in Abschnitt 1) bestellt.


Die Mitglieder des Stiftungsrates werden jeweils vom ersten Vorsitzenden des Stiftungsvorstandes bestellt, solange dem Stiftungsvorstand ein Mitglied der Stifterfamilie angehört.

5.
Sofern dem Stiftungsvorstand keine Mitglieder der Stifterfamilie mehr angehören, erfolgt die Bestellung der Mitglieder des Stiftungsrates durch den jeweiligen Oberbürgermeister der Stadt A. Der so bestellte Stiftungsrat bestimmt auch die Mitglieder des Stiftungsvorstandes.§ 11 Aufgaben des Stiftungsrats

1.
Der Stiftungsrat berät, unterstützt und überwacht den Stiftungsvorstand bei seiner Tätigkeit und entscheidet nach dem Ausscheiden des derzeitigen Vorsitzenden des Stiftungsvorstands in allen grundsätzlichen Angelegenheiten, insbesondere über

a)
den Haushaltsvoranschlag, vgl. § 8 Abs. 4 a),

b)
die Verwendung der Erträge des Stiftungsvermögens und etwaiger zum Verbrauch bestimmter Zuwendungen, vgl. § 8 Abs. 4 b),

c)
die Jahres- und Vermögensrechnung, vgl. § 8 Abs. 4 c)

d)
die Bestellung eines Wirtschaftsprüfers oder einer Wirtschaftsprüfungsgesellschaft.

2.
Der Vorsitzende des Stiftungsrats vertritt die Stiftung bei Rechtsgeschäften mit dem Stiftungsvorstand oder einzelnen Mitgliedern des Stiftungsvorstands.

§ 12 Geschäftsgang des Stiftungsrats

1.
Der Stiftungsrat wird vom Vorsitzenden nach Bedarf, mindestens jedoch einmal jährlich, unter Angabe der Tagesordnung und Einhaltung einer Frist von vierzehn Tagen zu einer Sitzung einberufen. Sitzungen sind ferner einzuberufen, wenn ein Mitglied des Stiftungsrats oder der Stiftungsvorstand dies verlangt. Der Stiftungsvorstand kann an der Sitzung des Stiftungsrats teilnehmen; auf Verlangen des Stiftungsrats ist er dazu verpflichtet.

2.
Der Stiftungsrat ist beschlussfähig, wenn ordnungsgemäß geladen wurde und mindestens zwei Mitglieder, unter ihnen der Vorsitzende, anwesend sind.


Ladungsfehler gelten als geheilt, wenn alle betroffenen Mitglieder anwesend sind und von ihnen kein Widerspruch erfolgt.

3.
Der Stiftungsrat trifft seine Entscheidungen, soweit kein Fall des § 13 vorliegt, mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Ein abwesendes Mitglied kann sich aufgrund einer schriftlichen Erklärung, die zur Niederschrift zu nehmen ist, durch ein anwesendes Mitglied bei der Abstimmung vertreten lassen; Absatz 2 Satz 1 bleibt unberührt. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden oder seines Stellvertreters den Ausschlag.


Solange ein Mitglied der Stifterfamilie Mitglied des Stiftungsrats ist, können Beschlüsse nicht gegen seine Stimme gefasst werden.

4.
Wenn kein Mitglied widerspricht, können Beschlüsse im schriftlichen Umlauf​verfahren gefasst werden; die Schriftform gilt auch durch Fernschreiben, Telefax, E-Mail oder durch sonstige dokumentierbare Übermittlung der Stimmabgabe in elektronischer Forma als gewahrt. Dies gilt nicht für Entscheidungen nach § 13 dieser Satzung.

5.
Über die Ergebnisse der Sitzungen und der sonstigen Beschlussfassungen sind Niederschriften zu fertigen und von dem Vorsitzenden und dem Schriftführer zu unterzeichnen. Sie sind allen Mitgliedern der Stiftungsorgane zur Kenntnis zu bringen und der Stiftungsaufsicht in Abschrift zu übersenden.

§ 13 Satzungsänderungen, Umwandlung und Aufhebung der Stiftung

1.
Satzungsänderungen der Stiftung sind zulässig, soweit sie zur Anpassung an veränderte Verhältnisse geboten erscheinen. Sie dürfen die Steuerbegünstigung der Stiftung nicht beeinträchtigen oder aufheben. Soweit sie sich auf die Steuerbegünstigung der Stiftung auswirken können, sind sie der zuständigen Finanzbehörde zur Stellungnahme vorzulegen.

2.
Änderungen des Stiftungszwecks sind nur zulässig, wenn seine Erfüllung unmöglich wird oder wegen wesentlicher Änderung der Verhältnisse eine Änderung des Stiftungszwecks angezeigt erscheint. Umwandlung und Aufhebung der Stiftung richten sich nach den gesetzlichen Vorschriften.

3.
Beschlüsse nach Absatz 1) bedürfen der Zustimmung aller Mitglieder des Stiftungsrats, Beschlüsse nach Absatz 2) der Zustimmung aller Mitglieder des Stiftungsrats und des Stiftungsvorstands. Die Beschlüsse werden erst nach Genehmigung durch die Stiftungsaufsicht (§ 15) wirksam.

§ 14 Vermögensanfall

Bei Aufhebung oder Auflösung der Stiftung oder bei Wegfall ihrer steuerbegünstigten Zwecke fällt das Restvermögen an den Bundesverband Deutscher Stiftungen e. V. Dieser hat es unter Beachtung des Stiftungszwecks unmittelbar und ausschließlich für (entsprechend § 2 Abs. 3) gemeinnützige Zwecke zu verwenden.

§ 15 Stiftungsaufsicht

1.
Die Stiftung untersteht der Aufsicht der Regierung von Unterfranken.


2.
Der Stiftungsaufsichtsbehörde sind Änderungen der Anschrift, der Vertretungsberechtigung und derZusammensetzung der Organe unverzüglich mitzuteilen.

§ 16 In-Kraft-Treten

Die Satzung tritt mit Anerkennung der Stiftung durch die Regierung von … in Kraft.

Beschränkter Pflichtteilsverzicht

Beurkundet am …

Auf Ansuchen der Erschienenen beurkunde ich den abgegebenen Erklärungen gemäß folgende beschränkte Pflichtteilsverzichte.

I. Sachstand

Herr A ist Gesellschafter der Unternehmensgruppe AZ. Die dazu zählenden Beteiligungen sind in der Anlage aufgeführt. Die Beteiligten erklären, dass Ihnen die Vermögensstruktur der Unternehmensgruppe AZ bekannt ist.

Herr A hat die AB Familien-Stiftung mit dem Sitz in A errichtet, die von der Stiftungsaufsicht mit Urkunde vom … anerkannt wurde und somit eine rechtsfähige Stiftung des bürgerlichen Rechts darstellt.

Herr A will sein Lebenswerk in der Weise erhalten, dass er zur Gründung einer Doppelstiftung eine weitere Stiftung errichtet, nämlich die gemeinnützige BY-Stiftung mit dem Sitz in A.

Bei der gemeinnützigen BY-Stiftung wird Frau A als Vorsitzende des Stiftungsvorstandes fungieren, während die beiden Töchter W und B dem Stiftungsrat angehören werden. Für deren Tätigkeit ist eine Jahresvergütung in Höhe von … vorgesehen.

Ferner enthält das Stiftungsgeschäft für die gemeinnützige BY-Stiftung die Anordnung, dass die Familie des Stifters und seine Angehörigen angemessen in der Weise gesichert ist, dass ein Drittel des Einkommens der Stiftung für den Unterhalt der Stifterfamilie und für die Pflege der Gräber verwendet werden soll.

Die Beteiligten erklären, dass ihnen die vorstehenden Regelungen bekannt sind.

Um die Funktionsfähigkeit der vorbezeichneten Stiftungen zu sichern, treffen die Beteiligten die nachfolgenden Vereinbarungen, die sich auf das Vermögen der Unternehmensgruppe AZ beschränken und nicht das restliche Vermögen des Erblassers betreffen.

II. Pflichtteilsverzichte

Frau A und deren Töchter, Frau W und B verzichten hiermit für sich und ihre Abkömmlinge auf ihre gesetzlichen Pflichtteilsrechte am künftigen Nachlass von Herrn A, umfassend Pflichtteilsergänzungsansprüche, soweit Herr A Beteiligungen an der Unternehmensgruppe AZ auf die vorbezeichneten Stiftungen übertragen hat oder künftig überträgt.

Herr A nimmt diese Verzichte hiermit an. Jeder Verzicht ist rechtlich selbständig.

III. Verbleibende Pflichtteilsrechte

Hinsichtlich der Vermögensteile, die nicht zur Unternehmensgruppe AZ zählen und steuerliches Privatvermögen des Stifters A darstellen, bleiben alle gesetzlichen Pflichtteilsansprüche unverändert bestehen.

IV. Hinweise

Die Beteiligten wurden auf die Bindungswirkung des Pflichtteilsverzichtes hingewiesen, insbesondere darauf, dass die von dem Stifter A in die Stiftungen eingebrachten Beteiligungen aus der Bemessungsgrundlage für künftige gesetzliche Pflichtteilsansprüche ersatzlos ausscheiden.

V. Schlussbestimmungen

Die Kosten dieser Urkunde trägt Herr A.

Samt Anlage vorgelesen vom Notar …

Anlage:

Verzeichnis der Beteiligungen der Unternehmensgruppe AZ
















